
 
 

 
 

Heidelberger Druckmaschinen Aktiengesellschaft 

 
Heidelberg 

 
WKN 731400 

ISIN DE0007314007 

 
Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung 

 
 

Wir laden hiermit die Aktionäre unserer Gesellschaft zu der am Donnerstag, den 26. Juli 2012 

um 10.00 Uhr im Congress Center Rosengarten, Rosengartenplatz 2, 68161 
Mannheim, stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung ein. 

 
Tagesordnung 

 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der Gesellschaft, des gebilligten 
Konzernabschlusses und der Lageberichte für das Geschäftsjahr 2011/2012 mit 

dem Bericht des Aufsichtsrats und dem erläuternden Bericht des Vorstands zu den 
übernahmerelevanten Angaben (§§ 289 Abs. 4, 315 Abs. 4 HGB) sowie dem 

erläuternden Bericht des Vorstands zur Beschreibung des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontroll- und Risikomanagementsystems 

(§§ 289 Abs. 5, 315 Abs. 2 Nr. 5 HGB) 

 
Zum Tagesordnungspunkt 1 ist keine Beschlussfassung vorgesehen, weil der Aufsichtsrat der 

Heidelberger Druckmaschinen Aktiengesellschaft den vom Vorstand vorgelegten 
Jahresabschluss und Konzernabschluss gebilligt hat und Vorstand und Aufsichtsrat keinen 

Beschluss gefasst haben, die Feststellung des Jahresabschlusses der Hauptversammlung zu 

überlassen. Gemäß §§ 172, 173 AktG ist der Jahresabschluss damit festgestellt und eine 
Beschlussfassung der Hauptversammlung nicht vorgesehen. 

 
Die vorgenannten Unterlagen sind über die Internetseite der Gesellschaft unter 

www.heidelberg.com/hauptversammlung vom Tag der Einberufung an zugänglich. Sie liegen 
vom Tag der Einberufung an auch in den Geschäftsräumen der Gesellschaft, Kurfürsten-

Anlage 52–60, 69115 Heidelberg, sowie in der Hauptversammlung selbst zur Einsichtnahme 

aus. Eine Abschrift wird jedem Aktionär auf Verlangen kostenlos erteilt und zugesandt. 
 

 
2. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Mitglieder des Vorstands im Geschäftsjahr 
2011/2012 für diesen Zeitraum zu entlasten. 

 
 

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats 
 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Mitglieder des Aufsichtsrats im Geschäftsjahr 

2011/2012 für diesen Zeitraum zu entlasten. 
 

 
 

 



4. Wahl des Abschlussprüfers 

 

Gestützt auf die Empfehlung des Prüfungsausschusses schlägt der Aufsichtsrat vor, die 
PricewaterhouseCoopers Aktiengesellschaft Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Frankfurt am 

Main, zum Abschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2012/2013 zu 
wählen. 

 

 
5. Beschlussfassung über die Billigung des mit Wirkung zum 1. April 2012 geänderten 

Systems zur Vergütung der Mitglieder des Vorstands 
 

§ 120 Abs. 4 AktG eröffnet die Möglichkeit, dass die Hauptversammlung über die Billigung des 
Systems zur Vergütung der Vorstandsmitglieder beschließt. Die Hauptversammlung 2010 hat 

die bisher geltende Systematik mit großer Mehrheit von 94,13 % gebilligt. Von dieser 

Möglichkeit der Billigung soll nach einer Anpassung des Vergütungssystems erneut Gebrauch 
gemacht werden. 

 
Die Bezüge des Vorstands setzen sich zum einen aus einem festen Jahresgehalt, das in 

gleichen monatlichen Raten ausgezahlt wird, sowie einer jährlichen variablen Vergütung und 

einem langfristigen variablen Vergütungsbestandteil, der bei Erreichung bestimmter 
mehrjährig angelegter Ziele anhand definierter Parameter ermittelt wird, und zum anderen 

aus Sachbezügen und einer betrieblichen Altersversorgung zusammen. An dieser 
grundsätzlichen Systematik wird auch im geänderten System festgehalten. 

 
Unter Beachtung des Gesetzes zur Angemessenheit der Vorstandsvergütung (VorstAG) hat der 

Aufsichtsrat der Gesellschaft das Vergütungssystem für die Mitglieder des Vorstands 

überprüft. Aufgrund des Ergebnisses dieser Überprüfung soll die Ausrichtung der variablen 
Vergütungsbestandteile auf eine nachhaltige Unternehmensentwicklung dadurch gestärkt 

werden, dass die Vorstandsmitglieder einen Teil ihrer variablen Vergütung, den sie für die 
Erreichung vereinbarter Ziele erhalten, unter Wahrung einer Haltefrist in Aktien der 

Gesellschaft investieren. Dies gilt gleichermaßen für die jahresbezogenen und die 

langfristigen, also mehrjährigen Vergütungsbestandteile. Die langfristigen, mehrjährigen 
Vergütungsbestandteile kommen weiterhin erst nach Ablauf der jeweils betroffenen 

Dreijahresperiode zur Auszahlung, worauf dann die diesbezügliche Aktien-Investition der 
Vorstandsmitglieder erfolgt. Die Angemessenheit der Vorstandsvergütung und der einzelnen 

Vergütungsbestandteile wird weiterhin regelmäßig durch den Aufsichtsrat überprüft. Das neue 

Vergütungssystem findet seit dem 1. April 2012, also seit Beginn des laufenden 
Geschäftsjahres, einheitlich für alle Mitglieder des Vorstands Anwendung. 

 
Weitere Erläuterungen zum bisherigen und zum künftig angepassten Vergütungssystem finden 

sich im Vergütungsbericht, der im Geschäftsbericht für das Geschäftsjahr 2011/2012, den wir 
auch im Internet unter www.heidelberg.com in der Rubrik >Investor Relations< unter 

>Hauptversammlung< bzw. unter >Berichte und Präsentationen< veröffentlichen, auf den 

Seiten 40 bis 47 abgedruckt ist. 
 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, das seit dem 1. April 2012 einheitlich für alle 
Mitglieder des Vorstands geltende Vergütungssystem der Heidelberger Druckmaschinen 

Aktiengesellschaft zu billigen. 

 
 

6. Beschlussfassung über die Änderung von § 16 der Satzung 
 

Die derzeitige Fassung der Satzung bestimmt in § 16 eine Vergütung des Aufsichtsrats, die 
sich aus einer festen Vergütung sowie einer variablen Vergütung in Abhängigkeit von 

Dividendenzahlungen zusammensetzt. Diese Satzungsbestimmung wurde von der 

Hauptversammlung 2003 beschlossen, also zu einem Zeitpunkt, als die Zahl der Stückaktien 
rund ein Drittel (damals 85.908.480 Stückaktien) der gegenwärtigen Anzahl betrug, und blieb 

seitdem unverändert. Schon im vergangenen Jahr wurde erwogen, der Hauptversammlung 
eine Änderung der Aufsichtsratsvergütung vorzuschlagen, der Gedanke aber letztlich mit Blick 



auf die Lage des Unternehmens verworfen. Auch wenn sich die Lage des Unternehmens im 

letzten Geschäftsjahr nicht verbessert hat, ist eine Neuregelung der Aufsichtsratsvergütung 

nunmehr inhaltlich und auch der Höhe nach geboten. Die neue Satzungsbestimmung soll 
dabei bewusst nicht schon im laufenden Geschäftsjahr, sondern erst ab dem kommenden 

Geschäftsjahr, welches am 1. April 2013 beginnt, gelten. Dies ist auch dadurch begründet, 
dass auf der Hauptversammlung 2013 die Wahl von Vertretern der Anteilseignerseite 

turnusgemäß ansteht und den Kandidaten zum Zeitpunkt der Wahl eine angemessene und 

wettbewerbsfähige Vergütung ihrer künftigen Tätigkeit im Aufsichtsrat rechtssicher in Aussicht 
gestellt werden soll. Um darüber hinaus die Funktion des Aufsichtsrats als Kontrollorgan zu 

stärken, soll die Vergütung künftig keine erfolgsabhängigen variablen Komponenten mehr 
enthalten und das Vergütungssystem auf eine ausschließlich feste Vergütung umgestellt 

werden. Dies entspricht sowohl den neuen Empfehlungen des Deutschen Corporate 
Governance Kodex als auch der aktuellen Entwicklung bei einer Vielzahl anderer namhafter 

Unternehmen. Zudem soll die Vergütungshöhe der Reichweite der Verantwortung und dem 

tatsächlichen Tätigkeitsumfang der Aufsichtsratsmitglieder angepasst werden. Zur Klarstellung 
wird festgehalten, dass diese Anpassung den Betriebsräten und Gewerkschaftsvertretern im 

Aufsichtsrat aufgrund ihrer Verpflichtung, diese Vergütung an die Hans-Böckler-Stiftung 
abzuführen, nicht persönlich zugutekommt. Schließlich soll die Deckung der 

Aufgabenwahrnehmung der Mitglieder des Aufsichtsrats durch eine von der Gesellschaft 

abgeschlossene Vermögensschadens-Haftpflichtversicherung eine Grundlage in der Satzung 
erhalten. 

 
 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, § 16 der Satzung mit Wirkung ab Beginn des 
auf das laufende Geschäftsjahr folgenden Geschäftsjahres wie folgt zu fassen: 

 

„(1) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhält eine feste Vergütung von 40.000,00 Euro.  
 

(2)  Der Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält das Dreifache, sein Stellvertreter das 
Zweifache der Vergütung nach Absatz 1.  

 

(3) Die Mitglieder des Präsidiums, des Prüfungsausschusses und des Ausschusses zur 
Regelung von Personalangelegenheiten des Vorstands erhalten für ihre Tätigkeit in 

diesen Ausschüssen eine zusätzliche Vergütung. Jedes Ausschussmitglied erhält für 
seine Teilnahme an einer Sitzung eines dieser Ausschüsse eine Vergütung von 

1.500,00 Euro pro Sitzung. Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses erhält eine 

Vergütung von 4.500,00 Euro pro Sitzung, der Vorsitzende des Präsidiums und der 
Vorsitzende des Ausschusses zur Regelung von Personalangelegenheiten des 

Vorstands erhalten eine Vergütung von 2.500,00 Euro pro Sitzung. 
 

(4) Aufsichtsratsmitglieder, die nur während eines Teils des Geschäftsjahres dem 
Aufsichtsrat angehört haben, erhalten eine im Verhältnis der Zeit geringere 

Vergütung. Die feste Vergütung ist nach Ablauf des Geschäftsjahres, die Vergütung 

für die Teilnahme an Ausschuss-Sitzungen gemäß Absatz 3 im Anschluss an die 
jeweilige Sitzungsteilnahme zahlbar. 

 
(5) Die Gesellschaft gewährt ferner jedem Mitglied des Aufsichtsrats für seine Teilnahme 

an einer Sitzung des Aufsichtsrats, an einer Sitzung der in Absatz 3 genannten 

Ausschüsse sowie einer vorbereitenden gesonderten Sitzung der Mitglieder der 
Anteilseigner oder der Arbeitnehmer, sofern diese nicht am Tag der 

Aufsichtsratssitzung stattfinden, ein Sitzungsgeld von 500,00 Euro. 
 

(6) Die Gesellschaft erstattet jedem Mitglied des Aufsichtsrats seine Auslagen im Rahmen 
seiner Tätigkeit als Mitglied des Aufsichtsrats. 

 

 
 

 



(7) Die Gesellschaft erstattet jedem Mitglied des Aufsichtsrats die von ihm aufgrund 

seiner Tätigkeit als Mitglied des Aufsichtsrats zu entrichtende Umsatzsteuer. 

 
(8) Die Aufgabenwahrnehmung der Mitglieder des Aufsichtsrats wird in die Deckung einer 

von der Gesellschaft abgeschlossenen Vermögensschadens-Haftpflichtversicherung 
einbezogen.“ 

 

 
§ 16 der Satzung lautet bislang wie folgt: 

 
„(1) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhält eine feste Vergütung von Euro 18.000,00 sowie 

eine variable Vergütung von Euro 750,00 je Euro 0,05 Dividende, die über eine 
Dividende von Euro 0,45 pro Stückaktie hinaus gezahlt wird.  

 

(2) Der Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält das Zweifache, sein Stellvertreter das 
Eineinhalbfache der Vergütung nach Absatz 1. Sofern der jeweilige Ausschuss 

mindestens einmal im Geschäftsjahr tätig geworden ist, erhalten der Vorsitzende eines 
Ausschusses das Eineinhalbfache, Mitglieder von Ausschüssen je das 1,25-fache der 

Vergütung nach Absatz 1.  

 
(3) Jedes Aufsichtsratsmitglied erhält für die ihm durch die Ausübung seines Amtes 

entstehenden Auslagen eine pauschale Erstattung von Euro 500,00 je Sitzungstag. 
Höhere Auslagen werden gegen Nachweis erstattet.  

 
(4) Übt ein Mitglied des Aufsichtsrats zur gleichen Zeit mehrere Ämter aus, erhält es nur 

die Vergütung für das am höchsten vergütete Amt. Aufsichtsratsmitglieder, die nur 

während eines Teils des Geschäftsjahres dem Aufsichtsrat oder einem Ausschuss 
angehört haben, erhalten eine im Verhältnis der Zeit geringere Vergütung. Die feste 

Vergütung ist nach Ablauf des Geschäftsjahres, die variable Vergütung ist nach Ablauf 
der Hauptversammlung, die über die Entlastung des Aufsichtsrats für das betreffende 

Geschäftsjahr beschließt, zahlbar. Die Gesellschaft erstattet den Aufsichtsratsmit-

gliedern die auf ihre Vergütung entfallende Umsatzsteuer.“ 
 

 
7. Beschlussfassung über die Änderung von § 9 der Satzung 

 

Die derzeitige Fassung des § 9 Abs. 1 der Satzung bestimmt, dass der Aufsichtsrat aus 
sechzehn Mitgliedern besteht. Die Regelung des § 9 Abs. 3 der Satzung setzt voraus, dass es 

acht Mitglieder der Anteilseigner gibt. Dies entspricht den gesetzlichen Bestimmungen, die für 
Unternehmen mit in der Regel mehr als 10.000, jedoch nicht mehr als 20.000 Arbeitnehmern 

gelten. Diese gesetzlichen Vorschriften bestimmen für Unternehmen mit in der Regel nicht 
mehr als 10.000 Arbeitnehmern, dass der Aufsichtsrat aus lediglich je sechs 

Aufsichtsratsmitgliedern der Anteilseigner und der Arbeitnehmer, insgesamt somit aus zwölf 

Aufsichtsratsmitgliedern zusammengesetzt sein kann. 
 

Voraussichtlich wird die Anzahl der Mitarbeiter der Gesellschaft und der Konzernunternehmen, 
hinsichtlich derer die Gesellschaft ein „herrschendes Unternehmen“ im Sinne der anwendbaren 

gesetzlichen Vorschriften ist, zukünftig dauerhaft auf unter 10.001 sinken.  

 
Dies würde nach den gesetzlichen Bestimmungen eine Reduktion der Anzahl der 

Aufsichtsratsmitglieder erlauben, die durch eine vorsorgliche Änderung der Satzung 
vereinfacht werden soll. 

 
 

 

 
 

 



Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, § 9 Abs. 1 und Abs. 3 der Satzung wie folgt zu 

fassen: 

 
„(1) Der Aufsichtsrat besteht aus der gemäß den Bestimmungen des Gesetzes über die 

Mitbestimmung der Arbeitnehmer (Mitbestimmungsgesetz) vorgeschriebenen 
Mindestanzahl von Mitgliedern der Anteilseigner und der Arbeitnehmer. Die Wahl der 

Mitglieder der Anteilseigner richtet sich nach den Bestimmungen des Aktiengesetzes. 

Die Wahl der Mitglieder der Arbeitnehmer richtet sich nach den Bestimmungen des 
Mitbestimmungsgesetzes.“ 

 
„(3) Gleichzeitig mit den Aufsichtsratsmitgliedern können die Anteilseigner für jedes 

Aufsichtsratsmitglied jeweils ein Ersatzmitglied wählen. Bei vorzeitigem Ausscheiden 
eines von den Anteilseignern gewählten Aufsichtsratsmitgliedes tritt das für ihn 

vorgesehene Ersatzmitglied für die Zeit bis zur Beendigung der nächsten 

Hauptversammlung an dessen Stelle; die Amtszeit des von dieser Hauptversammlung 
gewählten Aufsichtsratsmitgliedes endet mit der Amtszeit der übrigen 

Aufsichtsratsmitglieder. Die Wahl von Ersatzmitgliedern für die von den Arbeitnehmern 
zu wählenden Aufsichtsratsmitglieder richtet sich nach den Vorschriften des 

Mitbestimmungsgesetzes.“ 

 
 

§ 9 Abs. 1 und Abs. 3 der Satzung lauten bislang wie folgt: 
 

„(1) Der Aufsichtsrat besteht aus sechzehn Mitgliedern, und zwar aus acht Mitgliedern der 
Anteilseigner, deren Wahl sich nach den Vorschriften des Aktiengesetzes richtet, und 

acht Mitgliedern der Arbeitnehmer, deren Wahl sich nach den Bestimmungen des 

Gesetzes über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer (Mitbestimmungsgesetz) richtet.“ 
 

„(3) Gleichzeitig mit den Aufsichtsratsmitgliedern können die Anteilseigner bis zu acht 
Ersatzmitglieder wählen. Bei vorzeitigem Ausscheiden eines von den Anteilseignern 

gewählten Aufsichtsratsmitgliedes tritt das für ihn vorgesehene Ersatzmitglied für die 

Zeit bis zur Beendigung der nächsten Hauptversammlung an dessen Stelle; die 
Amtszeit des von dieser Hauptversammlung gewählten Aufsichtsratsmitgliedes endet 

mit der Amtszeit der übrigen Aufsichtsratsmitglieder. Die Wahl von Ersatzmitgliedern 
für die von den Arbeitnehmern zu wählenden Aufsichtsratsmitglieder richtet sich nach 

den Vorschriften des Mitbestimmungsgesetzes.“ 

 
 

8. Beschlussfassung über eine Änderung der Fassung von § 5 der Satzung 
 

Aufgrund einer Gesetzesänderung, die, soweit für die Veröffentlichung von 
Bekanntmachungen der Gesellschaft maßgeblich, mittlerweile in Kraft getreten ist, wird der 

bisherige gedruckte Bundesanzeiger eingestellt und der bisherige elektronische 

Bundesanzeiger als ausschließlich elektronisches Verkündungs- und Bekanntmachungsorgan 
unter der Bezeichnung „Bundesanzeiger“ weitergeführt. 

 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, § 5 Abs. 1 der Satzung wie folgt zu fassen: 

 

„(1) Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen durch Veröffentlichung im 
Bundesanzeiger, soweit nicht zwingende gesetzliche Vorschriften etwas Abweichendes 

bestimmen.“ 
 

§ 5 Abs. 1 der Satzung lautet bislang: 
 

„(1) Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen durch Veröffentlichung im 

elektronischen Bundesanzeiger, soweit nicht zwingende gesetzliche Vorschriften etwas 
Abweichendes bestimmen.“ 

 
 



9. Beschlussfassung über die Aufhebung der bestehenden bedingten Kapitalien 

(Bedingtes Kapital 2008/I und Bedingtes Kapital 2008/II sowie Bedingtes Kapital 

2006) sowie über eine Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und 
Wandelanleihen, Genussrechten oder Gewinnschuldverschreibungen oder einer 

Kombination dieser Instrumente und zum Ausschluss des Bezugsrechts auf diese 
Options- oder Wandelanleihen, Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen 

oder eine Kombination dieser Instrumente sowie die Schaffung eines Bedingten 

Kapitals 2012 und Änderung der Satzung 
 

Das Bedingte Kapital 2008/I (§ 3 Abs. 5 der Satzung) und das Bedingte Kapital 2008/II (§ 3 
Abs. 6 der Satzung) umfassen jeweils (und aufgrund ihrer wechselseitigen Anrechenbarkeit 

auch insgesamt) ca. 3,3 % des Grundkapitals. Das Volumen des bedingten Kapitals ist somit 
derzeit sehr gering. Eine angemessene Kapitalausstattung ist für die weitere Entwicklung der 

Gesellschaft von großer Bedeutung. Mit der Schaffung eines entsprechend höheren bedingten 

Kapitals, des Bedingten Kapitals 2012, kann sichergestellt werden, dass je nach Situation an 
den Kapitalmärkten flexibel günstige Finanzierungsmöglichkeiten genutzt werden können und 

beispielsweise für die Refinanzierung von Schuldscheindarlehen ein ausreichender Umfang an 
bedingtem Kapital vorhanden ist. Da von den im Jahr 2008 eingeräumten Ermächtigungen 

kein Gebrauch gemacht wurde, können diese vollumfänglich aufgehoben werden. 

 
Gemäß § 3 Abs. 3 der Satzung ist das Grundkapital um bis zu 21.260.979,20 Euro, eingeteilt 

in bis zu Stück 8.305.070 auf den Inhaber lautende Stückaktien, bedingt erhöht (Bedingtes 
Kapital 2006) mit der Maßgabe, dass die bedingte Kapitalerhöhung nur insoweit durchgeführt 

wird, wie die Inhaber von Options- oder Wandlungsrechten bzw. die zur 
Wandlung/Optionsausübung Verpflichteten aus Options- oder Wandelanleihen, die von der 

Gesellschaft oder einem nachgeordneten Konzernunternehmen der Gesellschaft aufgrund der 

Ermächtigung des Vorstands durch Hauptversammlungsbeschluss vom 20. Juli 2006 bis zum 
19. Juli 2011 ausgegeben bzw. garantiert werden, von ihren Options- bzw. Wandlungsrechten 

Gebrauch machen oder, soweit sie zur Wandlung/Optionsausübung verpflichtet sind, ihre 
Verpflichtung zur Wandlung/Optionsausübung erfüllen. Es wurden jedoch keine Options- 

und/oder Wandlungsrechte auf neue Aktien gemäß dieser Ermächtigung gewährt. Die 

Bedingung kann aufgrund des Fristablaufes nicht mehr eintreten. § 3 Abs. 3 der Satzung ist 
damit gegenstandslos. Die Satzung soll durch eine Streichung und Ersetzung des Inhalts von § 

3 Abs. 3 der Satzung geändert werden. 
 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, zu beschließen: 
 

a) Aufhebung der Ermächtigung zur Begebung von Schuldverschreibungen und zur 
Gewährung von Wandlungs- bzw. Optionsrechen und des Bedingten Kapitals 

2008/I und Satzungsänderung 
 

Die von der Hauptversammlung am 18. Juli 2008 unter Tagesordnungspunkt 9 a) 

beschlossene Ermächtigung des Vorstands, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 17. Juli 
2013 einmalig oder mehrmals auf den Inhaber oder auf den Namen lautende Wandel- 

und/oder Optionsschuldverschreibungen, Genussrechte und/oder 
Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) (zusammen 

„Schuldverschreibungen“) mit oder ohne Laufzeitbegrenzung im Gesamtnennbetrag von bis zu 

500.000.000,00 Euro zu begeben und den Inhabern bzw. Gläubigern von 
Schuldverschreibungen Wandlungs- bzw. Optionsrechte auf auf den Inhaber lautende 

Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von insgesamt bis 
zu 19.979.118,08 Euro nach näherer Maßgabe der Anleihebedingungen der 

Schuldverschreibungen zu gewähren, wird aufgehoben. 
 

§ 3 Abs. 5 der Satzung wird ersatzlos gestrichen. 

 
 



b) Aufhebung der Ermächtigung zur Begebung von Schuldverschreibungen und zur 

Gewährung von Wandlungs- bzw. Optionsrechen und des Bedingten Kapitals 

2008/II und Satzungsänderung 
 

Die von der Hauptversammlung am 18. Juli 2008 unter Tagesordnungspunkt 10 a) 
beschlossene Ermächtigung des Vorstands, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 17. Juli 

2013 einmalig oder mehrmals auf den Inhaber oder auf den Namen lautende Wandel- 

und/oder Optionsschuldverschreibungen, Genussrechte und/oder 
Gewinnschuldverschreibungen bzw. Kombinationen dieser Instrumente (zusammen 

„Schuldverschreibungen“) mit oder ohne Laufzeitbegrenzung im Gesamtnennbetrag von bis zu 
500.000.000,00 Euro zu begeben und den Inhabern bzw. Gläubigern von 

Schuldverschreibungen Wandlungs- bzw. Optionsrechte auf auf den Inhaber lautende 
Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von insgesamt bis 

zu 19.979.118,08 Euro nach näherer Maßgabe der Anleihebedingungen der 

Schuldverschreibungen zu gewähren, wird aufgehoben. 
 

§ 3 Abs. 6 der Satzung wird ersatzlos gestrichen. 
 

 

c) Aufhebung des Bedingten Kapitals 2006 
 

Das bedingte Kapital unter § 3 Abs. 3 der Satzung (Bedingtes Kapital 2006) wird aufgehoben. 
 

 
d) Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und Wandelanleihen, Genussrechten 

oder Gewinnschuldverschreibungen oder einer Kombination dieser Instrumente 

und zum Ausschluss des Bezugsrechts auf diese Options- oder Wandelanleihen, 
Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen oder eine Kombination dieser 

Instrumente 
 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 25. Juli 2017 ein-

malig oder mehrmals auf den Inhaber oder auf den Namen lautende Options- und/oder 
Wandelanleihen, Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen oder eine Kombination 

dieser Instrumente (zusammen „Schuldverschreibungen“) im Gesamtnennbetrag von bis zu 
150.000.000,00 Euro mit oder ohne Laufzeitbeschränkung auszugeben und den Inhabern oder 

Gläubigern von Optionsanleihen oder Optionsgenussscheinen oder 

Optionsgewinnschuldverschreibungen Optionsrechte oder -pflichten oder den Inhabern oder 
Gläubigern von Wandelanleihen oder Wandelgenussscheinen oder Wandelge-

winnschuldverschreibungen Wandlungsrechte oder -pflichten auf auf den Inhaber lautende 
Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von insgesamt bis 

zu 119.934.433,28 Euro nach näherer Maßgabe der Bedingungen dieser 
Schuldverschreibungen zu gewähren oder aufzuerlegen. 

 

Die Schuldverschreibungen können auch durch ein nachgeordnetes Konzernunternehmen der 
Gesellschaft ausgegeben werden; für diesen Fall wird der Vorstand ermächtigt, mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats für die Gesellschaft die Garantie für die Schuldverschreibungen 
zu übernehmen und den Inhabern oder Gläubigern Options- oder Wandlungsrechte oder -

pflichten auf auf den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft zu gewähren. 

 
Soweit den Aktionären nicht der unmittelbare Bezug der Schuldverschreibungen ermöglicht 

wird, wird den Aktionären das gesetzliche Bezugsrecht in der Weise eingeräumt, dass die 
Schuldverschreibungen von einem Kreditinstitut oder einem Konsortium von Kreditinstituten 

mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. Wer-
den die Schuldverschreibungen von einem nachgeordneten Konzernunternehmen 

ausgegeben, hat die Gesellschaft die Gewährung des gesetzlichen Bezugsrechts für die 

Aktionäre der Gesellschaft nach Maßgabe des vorstehenden Satzes sicherzustellen. 
 

Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzenbeträge, die sich 
aufgrund des Bezugsverhältnisses ergeben, von dem Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen 



und das Bezugsrecht auch insoweit auszuschließen, wie es erforderlich ist, damit Inhabern 

von bereits zuvor ausgegebenen Options- oder Wandlungsrechten oder -pflichten ein 

Bezugsrecht in dem Umfang eingeräumt werden kann, wie es ihnen nach Ausübung der Opti-
ons- oder Wandlungsrechte oder bei Erfüllung der Options- oder Wandlungspflicht als Aktionär 

zustehen würde. 
 

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 

Aktionäre auf gegen Barzahlung ausgegebene Schuldverschreibungen, die mit Options- oder 
Wandlungsrecht oder -pflicht ausgegeben werden, vollständig auszuschließen, sofern der 

Vorstand nach pflichtgemäßer Prüfung zu der Auffassung gelangt, dass der Ausgabepreis der 
Schuldverschreibung ihren nach anerkannten, insbesondere finanzmathematischen Methoden 

ermittelten hypothetischen Marktwert nicht wesentlich unterschreitet. Diese Ermächtigung 
zum Ausschluss des Bezugsrechts gilt jedoch nur für Schuldverschreibungen, die mit Options- 

oder Wandlungsrecht oder -pflicht ausgegeben werden, mit einem Options- oder 

Wandlungsrecht oder einer Options- oder Wandlungspflicht auf Aktien mit einem anteiligen 
Betrag des Grundkapitals, der insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht übersteigen darf, und 

zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch – falls dieser Wert geringer ist – im 
Zeitpunkt der Ausübung der vorliegenden Ermächtigung. Auf die vorgenannte 10 %-Grenze 

werden eigene Aktien angerechnet, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zur 

nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG bezugsrechtsfreien Ausgabe der Schuldverschreibungen mit 
Options- und/oder Wandlungsrecht oder -pflicht unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß 

§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert werden. Ferner sind auf die vorgenannte 10 %-Grenze 
diejenigen Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zur nach 

§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG bezugsrechtsfreien Ausgabe der Schuldverschreibungen mit Options- 
und/oder Wandlungsrecht oder -pflicht aus genehmigtem Kapital unter Ausschluss des 

Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden. 

 
Darüber hinaus darf die Summe der unter Ausschluss des Bezugsrechts gegen Bar- und 

Sacheinlage ausgegebenen Aktien 20 % des Grundkapitals nicht übersteigen, und zwar weder 
im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch – falls dieser Wert geringer ist – im Zeitpunkt der 

Ausübung der vorliegenden Ermächtigung. Auf die vorgenannte 20 %-Grenze werden Aktien 

angerechnet, die unter der vorliegenden Ermächtigung unter mit Ausschluss des Bezugsrechts 
ausgegebenen Schuldverschreibungen auszugeben sind, eigene Aktien, die während der 

Laufzeit dieser Ermächtigung bis zur bezugsrechtsfreien Ausgabe der Schuldverschreibungen 
mit Options- und/oder Wandlungsrecht oder -pflicht unter Ausschluss des Bezugsrechts 

veräußert werden, sowie diejenigen Aktien, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis 

zur bezugsrechtsfreien Ausgabe der Schuldverschreibungen mit Options- und/oder Wand-
lungsrecht oder -pflicht aus genehmigtem Kapital unter Ausschluss des Bezugsrechts ausge-

geben werden. 
 

Soweit Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen ohne Wandlungsrecht/-pflicht oder 
Optionsrecht/-pflicht ausgegeben werden, wird der Vorstand ermächtigt, das Bezugsrecht der 

Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats insgesamt auszuschließen, wenn diese Genuss-

rechte oder Gewinnschuldverschreibungen obligationsähnlich ausgestaltet sind, d. h. keine 
Mitgliedschaftsrechte in der Gesellschaft begründen, keine Beteiligung am Liquidationserlös 

gewähren und die Höhe der Verzinsung nicht auf Grundlage der Höhe des 
Jahresüberschusses, des Bilanzgewinns oder der Dividende berechnet wird. Außerdem müssen 

in diesem Fall die Verzinsung und der Ausgabebetrag der Genussrechte oder Gewinn-

schuldverschreibungen den zum Zeitpunkt der Begebung aktuellen Marktkonditionen entspre-
chen. 

 
Die Schuldverschreibungen werden in Teilschuldverschreibungen eingeteilt. Im Falle der 

Ausgabe von Optionsanleihen werden jeder Teilschuldverschreibung ein oder mehrere 
Optionsscheine beigefügt, die den Inhaber nach näherer Maßgabe der vom Vorstand 

festzulegenden Optionsbedingungen zum Bezug von auf den Inhaber lautenden Stückaktien 

der Gesellschaft berechtigen. Die Optionsbedingungen können vorsehen, dass der 
Optionspreis auch durch Übertragung von Teilschuldverschreibungen und gegebenenfalls eine 

bare Zuzahlung erfüllt werden kann. Der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf die je 
Teilschuldverschreibung zu beziehenden Aktien entfällt, darf den Nennbetrag der Teil-



schuldverschreibung nicht übersteigen. Soweit sich Bruchteile von Aktien ergeben, kann 

vorgesehen werden, dass diese Bruchteile nach Maßgabe der Options- oder Anleihebedin-

gungen, gegebenenfalls gegen Zuzahlung, zum Bezug ganzer Aktien aufaddiert werden kön-
nen. Entsprechendes gilt, wenn Optionsscheine einem Genussrecht oder einer Gewinnschuld-

verschreibung beigefügt werden. 
 

Im Falle der Ausgabe von Wandelanleihen erhalten bei auf den Inhaber lautenden Schuldver-

schreibungen die Inhaber, ansonsten die Gläubiger der Teilschuldverschreibungen, das Recht, 
ihre Teilschuldverschreibungen gemäß den vom Vorstand festgelegten 

Wandelanleihebedingungen in auf den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft zu 
wandeln. Das Wandlungsverhältnis ergibt sich aus der Division des Nennbetrages oder des 

unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabebetrages einer Teilschuldverschreibung durch den 
festgesetzten Wandlungspreis für eine auf den Inhaber lautende Stückaktie der Gesellschaft 

und kann auf eine volle Zahl auf- oder abgerundet werden; ferner können eine in bar zu 

leistende Zuzahlung und die Zusammenlegung oder ein Ausgleich für nicht wandlungsfähige 
Spitzen festgesetzt werden. Die Anleihebedingungen können ein variables 

Wandlungsverhältnis und eine Bestimmung des Wandlungspreises (vorbehaltlich des nach-
folgend bestimmten Mindestpreises) innerhalb einer vorgegebenen Bandbreite in Abhängigkeit 

von der Entwicklung des Kurses der Stückaktie der Gesellschaft während der Laufzeit der 

Anleihe vorsehen. Entsprechendes gilt für Wandelgenussrechte und 
Wandelgewinnschuldverschreibungen. 

 
Der jeweils festzusetzende Options- oder Wandlungspreis für eine Stückaktie der Gesellschaft 

muss mit Ausnahme der Fälle, in denen eine Options- oder Wandlungspflicht oder ein 
Aktienlieferungsrecht vorgesehen ist, mindestens 80 % des volumengewichteten 

durchschnittlichen Schlusskurses der Stückaktien der Gesellschaft im elektronischen Handel an 

der Frankfurter Wertpapierbörse an den letzten 10 Börsentagen vor dem Tag der 
Beschlussfassung durch den Vorstand über die Ausgabe der Schuldverschreibung, die mit 

Options- oder Wandlungsrecht oder -pflicht ausgestattet sind, betragen oder – für den Fall der 
Einräumung eines Bezugsrechts – mindestens 80 % des volumengewichteten 

durchschnittlichen Börsenkurses der Aktien der Gesellschaft im elektronischen Handel an der 

Frankfurter Wertpapierbörse während der Bezugsfrist mit Ausnahme der Tage der Bezugsfrist, 
die erforderlich sind, damit der Options- oder Wandlungspreis gemäß § 186 Abs. 2 Satz 2 

AktG fristgerecht bekannt gemacht werden kann, betragen. § 9 Abs. 1 AktG und § 199 AktG 
bleiben unberührt. 

 

Bei mit Options- oder Wandlungsrechten oder -pflichten verbundenen Schuldverschreibungen 
kann der Options- oder Wandlungspreis unbeschadet des § 9 Abs. 1 AktG aufgrund einer 

Verwässerungsschutzklausel nach näherer Bestimmung der Bedingungen dann ermäßigt wer-
den, wenn die Gesellschaft während der Options- oder Wandlungsfrist durch (i) eine 

Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln das Grundkapital erhöht oder (ii) unter Einräumung 
eines ausschließlichen Bezugsrechts an ihre Aktionäre das Grundkapital erhöht oder eigene 

Aktien veräußert oder (iii) unter Einräumung eines ausschließlichen Bezugsrechts an ihre 

Aktionäre weitere Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrecht oder -pflicht 
begibt, gewährt oder garantiert und in den Fällen (ii) und (iii) den Inhabern schon 

bestehender Options- oder Wandlungsrechte oder -pflichten hierfür kein Bezugsrecht 
eingeräumt wird, wie es ihnen nach Ausübung des Options- oder Wandlungsrechts oder nach 

Erfüllung der Options- oder Wandlungspflicht zustehen würde. Die Ermäßigung des Options- 

oder Wandlungspreises kann auch durch eine Barzahlung bei Ausübung des Options- oder 
Wandlungsrechts oder bei der Erfüllung einer Options- oder Wandlungspflicht bewirkt werden. 

Die Bedingungen der Schuldverschreibung, die mit Options- oder Wandlungsrechten oder -
pflichten verbunden sind, können darüber hinaus für den Fall der Kapitalherabsetzung oder 

anderer außerordentlicher Maßnahmen oder Ereignisse, die mit einer wirtschaftlichen 
Verwässerung des Wertes der Options- oder Wandlungsrechte oder -pflichten verbunden sind 

(z. B. Kontrollerlangung durch Dritte), eine Anpassung der Options- oder Wandlungsrechte 

oder Options- oder Wandlungspflichten vorsehen. § 9 Abs. 1 AktG und § 199 AktG bleiben 
unberührt. 

 



Die Anleihebedingungen können das Recht der Gesellschaft vorsehen, im Falle der Wandlung 

oder Optionsausübung nicht neue Stückaktien zu gewähren, sondern einen Geldbetrag zu 

zahlen, der für die Anzahl der anderenfalls zu liefernden Aktien dem volumengewichteten 
durchschnittlichen Schlusskurs der Stückaktien der Gesellschaft im elektronischen Handel an 

der Frankfurter Wertpapierbörse während einer in den Anleihebedingungen festzulegenden 
Frist entspricht. Die Anleihebedingungen können auch vorsehen, dass die 

Schuldverschreibung, die mit Options- oder Wandlungsrechten oder -pflichten verbunden ist, 

nach Wahl der Gesellschaft statt in neue Aktien aus bedingtem Kapital in bereits existierende 
Aktien der Gesellschaft oder einer börsennotierten anderen Gesellschaft gewandelt werden 

kann oder das Optionsrecht durch Lieferung solcher Aktien erfüllt oder bei Optionspflicht mit 
Lieferung solcher Aktien bedient werden kann. 

 
Die Anleihebedingungen können auch eine Wandlungspflicht oder Optionspflicht zum Ende der 

Laufzeit (oder zu einem anderen Zeitpunkt) oder das Recht der Gesellschaft vorsehen, bei 

Endfälligkeit der Schuldverschreibung, die mit Options- oder Wandlungsrechten oder -pflichten 
verbunden ist (dies umfasst auch eine Fälligkeit wegen Kündigung), den Inhabern oder 

Gläubigern ganz oder teilweise anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrages Stückaktien der 
Gesellschaft oder einer börsennotierten anderen Gesellschaft zu gewähren. In diesen Fällen 

kann der Options- oder Wandlungspreis nach näherer Maßgabe der Anleihebedingungen 

mindestens entweder den oben genannten Mindestpreis betragen oder dem 
volumengewichteten durchschnittlichen Schlusskurs der Stückaktie der Gesellschaft im 

elektronischen Handel an der Frankfurter Wertpapierbörse während der 10 Börsentage vor 
dem Tag der Endfälligkeit oder dem anderen festgelegten Zeitpunkt entsprechen, auch wenn 

dieser Durchschnittskurs unterhalb des oben genannten Mindestpreises (80 %) liegt. Der 
anteilige Betrag des Grundkapitals der bei Wandlung oder Optionsausübung auszugebenden 

Stückaktien der Gesellschaft darf den Nennbetrag der Wandelschuldverschreibungen nicht 

übersteigen. § 9 Abs. 1 AktG in Verbindung mit § 199 Abs. 2 AktG sind zu beachten. 
 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der 
Ausgabe und Ausstattung der Schuldverschreibungen, insbesondere Zinssatz, Ausgabekurs, 

Laufzeit und Stückelung, Verwässerungsschutzbestimmungen, Options- oder Wand-

lungszeitraum sowie im vorgenannten Rahmen den Wandlungs- und Optionspreis, zu 
bestimmen oder im Einvernehmen mit den Organen des die Options- oder Wandelanleihe 

begebenden Konzernunternehmens der Gesellschaft festzulegen. 
 

 

e) Bedingtes Kapital 2012 
 

Das Grundkapital ist um bis zu 119.934.433,28 Euro durch Ausgabe von bis zu 46.849.388 
neuen, auf den Inhaber lautende Stückaktien bedingt erhöht (bedingtes Kapital). Die bedingte 

Kapitalerhöhung dient der Gewährung von auf den Inhaber lautenden Stückaktien bei 
Ausübung von Wandlungs- oder Optionsrechten (oder bei Erfüllung entsprechender Options-

/Wandlungspflichten) oder bei Ausübung eines Wahlrechts der Gesellschaft, ganz oder 

teilweise anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags Stückaktien der Gesellschaft zu 
gewähren, an die Inhaber von Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten 

oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente), die aufgrund 
des Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 26. Juli 2012 bis zum 25. Juli 

2017 von der Gesellschaft oder einem nachgeordneten Konzernunternehmen gegen 

Bareinlage ausgegeben werden. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe 
des vorstehend bezeichneten Ermächtigungsbeschlusses jeweils zu bestimmenden Options- 

oder Wandlungspreis. 
 

Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur im Falle der Begebung von Schuldverschreibungen, die 
mit Options- oder Wandlungsrechten oder -pflichten ausgestattet sind, gemäß dem Ermächti-

gungsbeschluss der Hauptversammlung vom 26. Juli 2012 und nur insoweit durchzuführen, 

wie von Options- oder Wandlungsrechten Gebrauch gemacht wird oder zur Wandlung oder 
Optionsausübung verpflichtete Inhaber von Schuldverschreibungen ihre Verpflichtung zur 

Wandlung/Optionsausübung erfüllen oder soweit die Gesellschaft ein Wahlrecht ausübt, ganz 
oder teilweise anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags Stückaktien der Gesellschaft zu 



gewähren und soweit jeweils nicht ein Barausgleich gewährt oder eigene Aktien oder Aktien 

einer anderen börsennotierten Gesellschaft zur Bedienung eingesetzt werden. Die 

ausgegebenen neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie 
entstehen, am Gewinn teil. 

 
Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der 

Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. 

 
 

f) Satzungsänderung 
 

In § 3 der Satzung wird, unter Berücksichtigung der Eintragung der Aufhebung der derzeitigen 
§ 3 Abs. 3, 5 und 6 gemäß Beschlussteil zu lit. a) bis d) im Handelsregister folgender neuer 

Absatz 3 eingefügt: 

 
„(3) Das Grundkapital ist um bis zu 119.934.433,28 Euro, eingeteilt in bis zu Stück 46.849.388 

auf den Inhaber lautende Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2012). Die bedingte 
Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber oder Gläubiger von Options- 

oder Wandlungsrechten oder die zur Wandlung/Optionsausübung Verpflichteten aus gegen 

Bareinlage ausgegebenen Options- oder Wandelanleihen, Genussrechten oder 
Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser Instrumente), die von der 

Gesellschaft oder einem nachgeordneten Konzernunternehmen der Gesellschaft aufgrund der 
Ermächtigung des Vorstands durch Hauptversammlungsbeschluss vom 26. Juli 2012 bis zum 

25. Juli 2017 ausgegeben oder garantiert werden, von ihren Options- oder Wandlungsrechten 
Gebrauch machen oder, soweit sie zur Wandlung/Optionsausübung verpflichtet sind, ihre 

Verpflichtung zur Wandung/Optionsausübung erfüllen oder soweit die Gesellschaft ein 

Wahlrecht ausübt, ganz oder teilweise anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags Aktien 
der Gesellschaft zu gewähren, soweit nicht jeweils ein Barausgleich gewährt oder eigene 

Aktien oder Aktien einer anderen börsennotierten Gesellschaft zur Bedienung eingesetzt 
werden. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorstehend 

bezeichneten Ermächtigungsbeschlusses jeweils zu bestimmenden Options- oder 

Wandlungspreis. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie 
entstehen, am Gewinn teil. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die 

weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.“ 
 

 

g) Ermächtigung zur Satzungsanpassung 
 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Absätze 1 und 3 des § 3 der Satzung 
entsprechend der jeweiligen Ausgabe der Bezugsaktien anzupassen sowie alle sonstigen damit 

in Zusammenhang stehenden Anpassungen der Satzung vorzunehmen, die nur die Fassung 
betreffen. Entsprechendes gilt im Falle der Nichtausnutzung der Ermächtigung zur Ausgabe 

von Schuldverschreibungen nach Ablauf des Ermächtigungszeitraumes sowie im Falle der 

Nichtausnutzung des bedingten Kapitals nach Ablauf der Fristen für die Ausübung von 
Options- oder Wandlungsrechten oder für die Erfüllung von Wandlungs- bzw. 

Optionspflichten. 
 

 

Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu Punkt 9 der Tagesordnung 
gemäß §§ 221 Abs. 4 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG 

 

Die vorgeschlagene Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und/oder Wandelanleihen, Ge-
nussrechten oder Gewinnschuldverschreibungen oder einer Kombination dieser Instrumente 

(„Schuldverschreibungen“) im Gesamtnennbetrag von bis zu 150.000.000,00 Euro sowie zur 

Schaffung des bedingten Kapitals von bis zu 119.934.433,28 Euro soll die nachfolgend noch 
näher erläuterten Möglichkeiten der Gesellschaft zur Finanzierung ihrer Aktivitäten erweitern 

und dem Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats – insbesondere bei Eintritt günstiger 
Kapitalmarktbedingungen – den Weg zu einer im Interesse der Gesellschaft liegenden flexib-

len und zeitnahen Finanzierung eröffnen. 



Den Aktionären steht grundsätzlich das gesetzliche Bezugsrecht auf Schuldverschreibungen 

zu, die mit Options- oder Wandlungsrechten oder -pflichten verbunden sind (§ 221 Abs. 4 in 

Verbindung mit § 186 Abs. 1 AktG). Soweit den Aktionären nicht der unmittelbare Bezug der 
Schuldverschreibungen ermöglicht wird, kann der Vorstand von der Möglichkeit Gebrauch 

machen, Schuldverschreibungen an ein Kreditinstitut oder ein Konsortium von Kreditinstituten 
mit der Verpflichtung auszugeben, den Aktionären die Schuldverschreibungen entsprechend 

ihrem Bezugsrecht anzubieten (mittelbares Bezugsrecht i. S. von § 186 Abs. 5 AktG).  

 
Der Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge ermöglicht die Ausnutzung der erbetenen 

Ermächtigung durch runde Beträge. Dies erleichtert die Abwicklung des Bezugsrechts der 
Aktionäre. Der Ausschluss des Bezugsrechts zugunsten der Inhaber oder Gläubiger von bereits 

ausgegebenen Wandlungsrechten und Optionsrechten oder -pflichten hat den Vorteil, dass der 
Wandlungs- bzw. Optionspreis für die bereits ausgegebenen Wandlungs- bzw. Optionsrechte 

oder -pflichten nicht ermäßigt zu werden braucht und dadurch insgesamt ein höherer 

Mittelzufluss ermöglicht wird. Beide Fälle des Bezugsrechtsausschlusses liegen daher im 
Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre. 

 
Der Ausgabebetrag für die neuen Aktien muss mit Ausnahme einer Wandlungspflicht oder 

eines Aktienlieferungsrechts jeweils mindestens 80 % des zeitnah zur Ausgabe der 

Schuldverschreibungen, die mit Options- oder Wandlungsrechten oder -pflichten verbunden 
sind, ermittelten Börsenkurses entsprechen. Durch die Möglichkeit eines Zuschlags (der sich 

nach der Laufzeit der Options- bzw. Wandelanleihe erhöhen kann) wird die Voraussetzung 
dafür geschaffen, dass die Bedingungen der Wandel- bzw. Optionsanleihen den jeweiligen 

Kapitalmarktverhältnissen im Zeitpunkt ihrer Ausgabe Rechnung tragen können. 
 

Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 

Aktionäre vollständig auszuschließen, wenn die Ausgabe der mit Options- oder Wandlungs-
rechten oder -pflichten verbundenen Schuldverschreibungen gegen Barzahlung zu einem Kurs 

erfolgt, der den Marktwert dieser Anleihen nicht wesentlich unterschreitet. Hierdurch erhält 
die Gesellschaft die Möglichkeit, günstige Marktsituationen sehr kurzfristig und schnell zu 

nutzen und durch eine marktnahe Festsetzung der Konditionen bessere Bedingungen bei der 

Festlegung von Zinssatz, Options- bzw. Wandlungspreis und Ausgabepreis der Schuld-
verschreibungen zu erreichen. Eine marktnahe Konditionenfestsetzung und reibungslose Plat-

zierung wäre bei Wahrung des Bezugsrechts nicht möglich. Zwar gestattet § 186 Abs. 2 AktG 
eine Veröffentlichung des Bezugspreises (und damit der Konditionen dieser Schuldverschrei-

bungen) bis zum drittletzten Tag der Bezugsfrist. Angesichts der häufig zu beobachtenden 

Volatilität an den Aktienmärkten besteht aber auch dann ein Marktrisiko über mehrere Tage, 
welches zu Sicherheitsabschlägen bei der Festlegung der Anleihekonditionen und so zu nicht 

marktnahen Konditionen führt. Auch ist bei Bestand eines Bezugsrechts wegen der Unge-
wissheit über dessen Ausübung (Bezugsverhalten) die erfolgreiche Platzierung bei Dritten 

gefährdet bzw. mit zusätzlichen Aufwendungen verbunden. Schließlich kann bei Einräumung 
eines Bezugsrechts die Gesellschaft wegen der Länge der Bezugsfrist nicht kurzfristig auf 

günstige bzw. ungünstige Marktverhältnisse reagieren, sondern ist rückläufigen Aktienkursen 

während der Bezugsfrist ausgesetzt, die zu einer für die Gesellschaft ungünstigen Eigenkapi-
talbeschaffung führen können. 

 
Für diesen Fall eines vollständigen Ausschlusses des Bezugsrechts gilt gemäß § 221 Abs. 4 

Satz 2 AktG die Bestimmung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG sinngemäß. Die dort geregelte 

Grenze für Bezugsrechtsausschlüsse von 10 % des Grundkapitals ist nach dem Beschlussinhalt 
einzuhalten. Das Volumen des bedingten Kapitals, das in diesem Fall höchstens zur Sicherung 

der Options- oder Wandlungsrechte bzw. -pflichten zur Verfügung gestellt werden soll, darf 10 
% des bei Wirksamwerden der Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG bestehenden Grundkapitals nicht übersteigen. Durch eine entsprechende Vorgabe 
im Ermächtigungsbeschluss ist ebenfalls sichergestellt, dass auch im Fall einer 

Kapitalherabsetzung die 10 %-Grenze nicht überschritten wird, da nach der Ermächtigung 

zum Bezugsrechtsausschluss ausdrücklich 10 % des Grundkapitals nicht überschritten werden 
darf, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch – falls dieser Wert geringer 

wird – im Zeitpunkt der Ausübung der vorliegenden Ermächtigung. Dabei werden eigene 
Aktien, die unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert 



werden, sowie diejenigen Aktien, die aus genehmigtem Kapital unter Ausschluss des 

Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden, wenn die Veräußerung 

bzw. Ausgabe während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zur nach § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG bezugsrechtsfreien Ausgabe der Schuldverschreibungen mit Options- und/oder 

Wandlungsrechten oder -pflichten erfolgt, angerechnet und vermindern damit diesen Betrag 
entsprechend. Aus § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ergibt sich ferner, dass der Ausgabepreis den 

Börsenpreis nicht wesentlich unterschreiten darf. Hierdurch soll sichergestellt werden, dass 

eine nennenswerte wirtschaftliche Verwässerung des Wertes der Aktien nicht eintritt. Ob ein 
solcher Verwässerungseffekt bei der bezugsrechtsfreien Ausgabe von mit Options- oder 

Wandlungsrechten oder -pflichten verbundenen Schuldverschreibungen eintritt, kann ermittelt 
werden, indem der hypothetische Marktwert der Schuldverschreibungen nach anerkannten, 

insbesondere finanzmathematischen Methoden errechnet und mit dem Ausgabepreis 
verglichen wird. Liegt nach pflichtgemäßer Prüfung dieser Ausgabepreis nur unwesentlich 

unter dem hypothetischen Börsenpreis zum Zeitpunkt der Begebung der 

Schuldverschreibungen, ist nach dem Sinn und Zweck der Regelung des § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG ein Bezugsrechtsausschluss wegen des nur unwesentlichen Abschlags zulässig. Der 

Beschluss sieht deshalb vor, dass der Vorstand vor Ausgabe der mit Options- oder 
Wandlungsrechten oder -pflichten verbundenen Schuldverschreibungen nach pflichtgemäßer 

Prüfung zu der Auffassung gelangen muss, dass der vorgesehene Ausgabepreis zu keiner 

nennenswerten Verwässerung des Wertes der Aktien führt, da der Ausgabepreis der 
Schuldverschreibungen ihren nach anerkannten, insbesondere finanzmathematischen 

Methoden ermittelten hypothetischen Marktwert nicht wesentlich unterschreitet. Damit würde 
der rechnerische Marktwert eines Bezugsrechts auf beinahe null sinken, sodass den 

Aktionären durch den Bezugsrechtsausschluss kein nennenswerter wirtschaftlicher Nachteil 
entstehen kann. All dies stellt sicher, dass eine nennenswerte Verwässerung des Wertes der 

Aktien durch den Bezugsrechtsausschluss nicht eintritt. 

 
Außerdem haben die Aktionäre die Möglichkeit, ihren Anteil am Grundkapital der Gesellschaft 

auch nach Ausübung von Wandlungs- oder Optionsrechten oder dem Eintritt der Options- 
oder Wandlungspflicht jederzeit durch Zukäufe von Aktien über die Börse aufrechtzuerhalten. 

Demgegenüber ermöglicht die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss der Gesellschaft 

marktnahe Konditionenfestsetzung, größtmögliche Sicherheit hinsichtlich der Platzierbarkeit 
bei Dritten und die kurzfristige Ausnutzung günstiger Marktsituationen. 

 
Darüber hinaus darf nach der Ermächtigung die Summe der unter Ausschluss des 

Bezugsrechts gegen Bar- und Sacheinlage ausgegebenen Aktien 20 % des Grundkapitals nicht 

übersteigen, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch – falls dieser Wert 
geringer ist – im Zeitpunkt der Ausübung der vorliegenden Ermächtigung. Auf die 

vorgenannte 20 %-Grenze werden Aktien angerechnet, die unter der vorliegenden 
Ermächtigung unter mit Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen Schuldverschreibungen 

auszugeben sind, eigene Aktien, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zur bezugs-
rechtsfreien Ausgabe der Schuldverschreibungen mit Options- und/oder Wandlungsrecht oder 

-pflicht unter Ausschluss des Bezugsrechts veräußert werden, sowie diejenigen Aktien, die 

während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zur bezugsrechtsfreien Ausgabe der 
Schuldverschreibungen mit Options- und/oder Wandlungsrecht oder -pflicht aus genehmigtem 

Kapital unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden. Da nach der vorstehenden 
Ermächtigung die Möglichkeit des Ausschlusses des Bezugsrechts bereits sehr eingeschränkt 

ist, wird durch diese zusätzliche Beschränkung, über die gesetzlichen Einschränkungen 

hinausgehend, die Beeinträchtigung der Aktionäre in engen Grenzen gehalten. 
 

Soweit Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen ohne Options- oder Wandlungsrecht 
oder -pflicht ausgegeben werden sollen, ist der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre insgesamt auszuschließen, wenn diese Ge-
nussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen obligationsähnlich ausgestattet sind, d.h. keine 

Mitgliedschaftsrechte in der Gesellschaft begründen, keine Beteiligung am Liquidationserlös 

gewähren oder die Höhe der Verzinsung nicht auf Grundlage der Höhe des 
Jahresüberschusses, des Bilanzgewinns oder der Dividende berechnet wird. Zudem ist erfor-

derlich, dass die Verzinsung und der Ausgabebetrag der Genussrechte oder Gewinnschuldver-
schreibungen den zum Zeitpunkt der Begebung aktuellen Marktkonditionen entsprechen. 



Wenn die genannten Voraussetzungen erfüllt sind, resultieren aus dem Ausschluss des Be-

zugsrechts keine Nachteile für die Aktionäre, da die Genussrechte bzw. Gewinnschuldver-

schreibungen keine Mitgliedschaftsrechte begründen und auch keinen Anteil am Liquidati-
onserlös oder am Gewinn der Gesellschaft gewähren. 

 
Der gemäß § 221 Abs. 4 Satz 2 in Verbindung mit § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG der 

Hauptversammlung zu erstattende Vorstandsbericht, der vorstehend vollständig abgedruckt 

ist, liegt vom Tag der Einberufung der Hauptversammlung an in den Geschäftsräumen der 
Gesellschaft sowie in der Hauptversammlung selbst zur Einsichtnahme aus. Eine Abschrift des 

Berichts wird jedem Aktionär auf Verlangen erteilt. Ferner kann der Bericht im Internet unter 
www.heidelberg.com/hauptversammlung eingesehen werden. 

 

 

10. Beschlussfassung über die Aufhebung des bereits bestehenden genehmigten 
Kapitals (Genehmigtes Kapital 2011) sowie Ermächtigung des Vorstands, das 

Grundkapital durch Ausgabe neuer Aktien gegen Einlagen zu erhöhen – mit der 
Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre, und Änderung der 

Satzung 

 
Gemäß § 3 Abs. 4 der Satzung ist der Vorstand ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft 

bis zum 27. Juli 2016 mit Zustimmung des Aufsichtsrats durch Ausgabe neuer Stückaktien 
gegen Bareinlagen einmalig oder mehrmals um bis zu insgesamt 119.934.433,28 Euro zu 

erhöhen (Genehmigtes Kapital 2011). Das genehmigte Kapital soll durch ein neues 
genehmigtes Kapital, das Genehmigte Kapital 2012, das auch die Möglichkeit der Erhöhung 

gegen Sacheinlage und eine Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss vorsieht, ersetzt 

werden, um insofern die Flexibilität zu erhöhen. 
 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, zu beschließen: 
 

a) Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2011 

 
Die von der Hauptversammlung am 28. Juli 2011 beschlossene Ermächtigung des Vorstands, 

bis zum 27. Juli 2016 mit Zustimmung des Aufsichtsrats durch Ausgabe neuer Stückaktien 
gegen Bareinlagen einmalig oder mehrmals um bis zu insgesamt 119.934.433,28 Euro zu 

erhöhen (Genehmigtes Kapital 2011), wird mit Wirkung auf den Zeitpunkt der Eintragung des 

nachfolgend unter Tagesordnungspunkt 10 b) und Tagesordnungspunkt 10 c) zu 
beschließenden neuen „Genehmigten Kapitals 2012“ aufgehoben. 

 
b) Genehmigtes Kapital 2012 

 
Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 25. Juli 2017 mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats durch Ausgabe neuer Stückaktien gegen Bar- oder 

Sacheinlagen einmalig oder mehrmals um bis zu insgesamt 119.934.433,28 Euro zu erhöhen 
(Genehmigtes Kapital 2012). Bei Aktienausgaben gegen Sacheinlagen wird der Vorstand 

ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen. 
Wird das Kapital gegen Bareinlagen erhöht, ist den Aktionären ein Bezugsrecht einzuräumen. 

Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzenbeträge vom 

Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen. Der Vorstand wird ferner ermächtigt, im Falle von 
Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 

Aktionäre auszuschließen, wenn der Ausgabebetrag den Börsenpreis nicht wesentlich 
unterschreitet. Diese Ermächtigung gilt jedoch nur mit der Maßgabe, dass die unter 

Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegebenen Aktien 
insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht überschreiten dürfen, und zwar weder im Zeitpunkt 

des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser 

Ermächtigung. Auf die Höchstgrenze von 10 % des Grundkapitals sind Aktien anzurechnen, 
die während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in 

Anwendung oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder 
veräußert werden. Ebenfalls anzurechnen sind Aktien, die zur Bedienung von Options- 

und/oder Wandlungsrechten aus Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen oder  



-genussrechten oder -gewinnschuldverschreibungen (zusammen: „Schuldverschreibungen“) 

auszugeben sind, sofern diese Schuldverschreibungen während der Laufzeit dieser 

Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in entsprechender Anwendung des § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden. 

 
Darüber hinaus darf die Summe der unter Ausschluss des Bezugsrechts gegen Bar- und 

Sacheinlage ausgegebenen Aktien 20 % des Grundkapitals nicht übersteigen, und zwar weder 

im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch – falls dieser Wert geringer ist – im Zeitpunkt der 
Ausübung der vorliegenden Ermächtigung. Auf die vorgenannte 20 %-Grenze werden Aktien 

angerechnet, die unter dem genehmigten Kapital 2012 unter Ausschluss des Bezugsrechts 
ausgegeben werden, Aktien, die während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2012 unter 

mit Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen Schuldverschreibungen mit Options- und/oder 
Wandlungsrecht oder -pflicht auszugeben sind, sowie eigene Aktien, die während der Laufzeit 

des Genehmigten Kapitals 2012 unter Ausschluss des Bezugsrechts veräußert werden. 

 
Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der 

Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen. 
 

 

c) Satzungsänderung 
 

§ 3 Abs. 4 der Satzung wird wie folgt neu gefasst: 
 

„Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 25. Juli 2017 mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats durch Ausgabe neuer Stückaktien gegen Bar- oder 

Sacheinlagen einmalig oder mehrmals um bis zu insgesamt 119.934.433,28 Euro zu erhöhen 

(Genehmigtes Kapital 2012). Bei Aktienausgaben gegen Sacheinlagen ist der Vorstand 
ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen. 

Wird das Kapital gegen Bareinlagen erhöht, ist den Aktionären ein Bezugsrecht einzuräumen. 
Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzenbeträge vom 

Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen. Der Vorstand ist ferner ermächtigt, im Falle von 

Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 
Aktionäre auszuschließen, wenn der Ausgabebetrag den Börsenpreis nicht wesentlich 

unterschreitet. Diese Ermächtigung gilt jedoch nur mit der Maßgabe, dass die unter 
Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegebenen Aktien 

insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht überschreiten dürfen, und zwar weder im Zeitpunkt 

des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser 
Ermächtigung. Auf die Höchstgrenze von 10 % des Grundkapitals sind Aktien anzurechnen, 

die während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in 
Anwendung oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder 

veräußert werden. Ebenfalls anzurechnen sind Aktien, die zur Bedienung von Options- 
und/oder Wandlungsrechten aus Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen oder  

-genussrechten oder -gewinnschuldverschreibungen (zusammen „Schuldverschreibungen“) 

auszugeben sind, sofern diese Schuldverschreibungen oder Genussrechte während der 
Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in entsprechender 

Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden. 
 

Darüber hinaus darf die Summe der unter Ausschluss des Bezugsrechts gegen Bar- und 

Sacheinlage ausgegebenen Aktien 20 % des Grundkapitals nicht übersteigen, und zwar weder 
im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch – falls dieser Wert geringer ist – im Zeitpunkt der 

Ausübung der vorliegenden Ermächtigung. Auf die vorgenannte 20 %-Grenze sind Aktien 
anzurechnen, die unter dem Genehmigten Kapital 2012 unter Ausschluss des Bezugsrechts 

ausgegeben werden, Aktien, die während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2012 unter 
mit Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen Schuldverschreibungen mit Options- und/oder 

Wandlungsrecht oder -pflicht auszugeben sind, sowie eigene Aktien, die während der Laufzeit 

des Genehmigten Kapitals 2012 unter Ausschluss des Bezugsrechts veräußert werden. 
 

 



Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der 

Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen.“ 

 
 

d) Ermächtigung zur Satzungsanpassung 
 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Absätze 1 und 4 des § 3 der Satzung 

entsprechend der jeweiligen Ausgabe neuer Stückaktien anzupassen sowie alle sonstigen 
damit in Zusammenhang stehenden Anpassungen der Satzung vorzunehmen, die nur die 

Fassung betreffen. Entsprechendes gilt im Falle der Nichtausnutzung der Ermächtigung zur 
Ausgabe neuer Stückaktien nach Ablauf des Ermächtigungszeitraumes. 

 
 

Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu Punkt 10 der Tagesordnung 

gemäß §§ 203 Abs. 2 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG 
 

Mit der Ermächtigung unter Tagesordnungspunkt 10 soll ein genehmigtes Kapital in Höhe von 
119.934.433,28 Euro geschaffen werden, das bis zum 25. Juli 2017 verfügbar sein soll. Um 

der Gesellschaft größtmögliche Flexibilität zu verschaffen, soll das genehmigte Kapital sowohl 

für Bar- als auch für Sachkapitalerhöhungen ausgenutzt werden können. Bei der Ausnutzung 
der Ermächtigung soll den Aktionären grundsätzlich ein Bezugsrecht zustehen. Der Vorstand 

soll jedoch ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 
Aktionäre bei einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlage auszuschließen. 

 
Die Gesellschaft soll in der Lage sein, im Gesellschafts- und Aktionärsinteresse auf allen 

Märkten schnell und flexibel handeln zu können. Dies umfasst auch den Erwerb von 

Beteiligungen an Unternehmen. In solchen Situationen können statt Geld Aktien als 
Gegenleistung gefordert werden. Auch in anderen Fällen kann die Verwendung der Aktien im 

Interesse der Gesellschaft liegen. Um bei solchen Gelegenheiten handlungsfähig zu sein, ist 
die Möglichkeit eines Ausschlusses des Bezugsrechts der Aktionäre erforderlich. Dies versetzt 

die Gesellschaft in die Lage, auch große und teure Unternehmen oder Unternehmensteile, 

Beteiligungen und Wirtschaftsgüter gegen Überlassung von Aktien zu erwerben. Da derartige 
Akquisitionen regelmäßig kurzfristige Entscheidungen verlangen, kann zur Entscheidung 

darüber nicht eigens eine Hauptversammlung einberufen werden. Der Umfang des neuen 
genehmigten Kapitals soll sicherstellen, dass auch größere Akquisitionen, sei es gegen 

Barleistung, sei es gegen Aktien, finanziert werden können. 

 
Darüber hinaus soll der Vorstand ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bei 

einer Barkapitalerhöhung Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen. 
Dieser Ausschluss des Bezugsrechts soll die Abwicklung einer Aktienausgabe mit einem 

grundsätzlichen Bezugsrecht der Aktionäre erleichtern. Spitzenbeträge können sich aus dem 
jeweiligen Emissionsvolumen und der Darstellung eines praktikablen Bezugsverhältnisses 

ergeben. Der Wert von Spitzenbeträgen je Aktionär ist in der Regel gering, der Aufwand für 

die Ausgabe von Aktien ohne einen Bezugsrechtsausschluss für Spitzenbeträge erheblich 
höher. Der Ausschluss dient daher der Praktikabilität und der erleichterten Durchführung einer 

Aktienausgabe. 
 

Das Bezugsrecht soll vom Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats des Weiteren 

ausgeschlossen werden können, wenn die Aktien nach §§ 203 Abs. 1, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
gegen Bareinlage und zu einem Betrag ausgegeben werden, der den Börsenpreis nicht 

wesentlich unterschreitet. Diese Ermächtigung verschafft der Gesellschaft die Möglichkeit, 
auch kurzfristig einen Kapitalbedarf zu decken und Marktchancen schnell und flexibel zu 

nutzen. Der Ausschluss des Bezugsrechts ermöglicht eine sehr rasche Umsetzung der 
Kapitalerhöhung und eine Platzierung nahe am Börsenkurs, d. h. ohne den bei 

Bezugsemissionen üblichen Abschlag. Zwar gestattet § 186 Abs. 2 AktG eine Veröffentlichung 

des Bezugspreises bis zum drittletzten Tag der Bezugsfrist. Angesichts der häufig zu 
beobachtenden Volatilität an den Aktienmärkten besteht aber auch dann ein Marktrisiko über 

mehrere Tage, welches zu Sicherheitsabschlägen und so zu nicht marktnahen Konditionen 
führt. Auch ist bei Bestand eines Bezugsrechts wegen der Ungewissheit über dessen 



Ausübung (Bezugsverhalten) die erfolgreiche Platzierung bei Dritten gefährdet bzw. mit 

zusätzlichen Aufwendungen verbunden. Schließlich kann bei Einräumung eines Bezugsrechts 

die Gesellschaft wegen der Länge der Bezugsfrist nicht kurzfristig auf günstige bzw. 
ungünstige Marktverhältnisse reagieren, sondern ist rückläufigen Aktienkursen während der 

Bezugsfrist ausgesetzt, die zu einer für die Gesellschaft ungünstigen Eigenkapitalbeschaffung 
führen können. Weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ermächtigung noch im 

Zeitpunkt ihrer Ausübung darf diese Kapitalerhöhung 10 % des bestehenden Grundkapitals 

übersteigen. Auf die Höchstgrenze von 10 % des Grundkapitals sind Aktien anzurechnen, die 
während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in Anwendung 

oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert 
werden. Ebenfalls anzurechnen sind Aktien, die zur Bedienung von Options- und/oder 

Wandlungsrechten aus Wandel- oder Options-Schuldverschreibungen oder -Genussrechten 
auszugeben sind, sofern diese Schuldverschreibungen oder Genussrechte während der 

Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in entsprechender 

Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden. Mit dieser Begrenzung wird 
dem Bedürfnis der Aktionäre nach Verwässerungsschutz für ihren Anteilsbesitz Rechnung 

getragen. Da die neuen Aktien nahe am Börsenkurs platziert werden, kann jeder Aktionär zur 
Aufrechterhaltung seiner Beteiligungsquote Aktien zu annähernd gleichen Bedingungen am 

Markt erwerben. 

 
Darüber hinaus darf nach der Ermächtigung die Summe der unter Ausschluss des 

Bezugsrechts gegen Bar- und Sacheinlage ausgegebenen Aktien 20 % des Grundkapitals nicht 
übersteigen, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch – falls dieser Wert 

geringer ist – im Zeitpunkt der Ausübung der vorliegenden Ermächtigung. Auf die 
vorgenannte 20 %-Grenze werden Aktien angerechnet, die unter dem genehmigten Kapital 

2012 unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden, Aktien, die während der 

Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2012 unter mit Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen 
Schuldverschreibungen mit Options- und/oder Wandlungsrecht oder -pflicht auszugeben sind, 

sowie eigene Aktien, die während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2012 unter 
Ausschluss des Bezugsrechts veräußert werden. Da das Genehmigte Kapital 2012 insgesamt 

auf 20 % des derzeit bestehenden Grundkapitals beschränkt ist, kommt dieser Einschränkung 

insoweit Bedeutung zu, wie aus anderen Ermächtigungen entweder eigene Aktien unter 
Bezugsrechtsausschluss veräußert werden können oder aber für während der Laufzeit des 

Genehmigten Kapitals 2012 unter mit Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen 
Schuldverschreibungen mit Options- und/oder Wandlungsrecht oder -pflicht Aktien 

auszugeben sind. In diesem Fall reduziert sich die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss 

im Genehmigten Kapital entsprechend. Hierdurch wird, über die gesetzlichen Einschränkungen 
hinausgehend, die Beeinträchtigung der Aktionäre in engen Grenzen gehalten.  

 
Der gemäß § 203 Abs. 2 Satz 2 AktG i. V. m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG der Hauptversammlung 

zu erstattende Vorstandsbericht, der vorstehend vollständig abgedruckt ist, liegt vom Tag der 
Einberufung der Hauptversammlung an in den Geschäftsräumen der Gesellschaft sowie in der 

Hauptversammlung selbst zur Einsichtnahme aus. Eine Abschrift des Berichts wird jedem 

Aktionär auf Verlangen erteilt. Ferner kann der Bericht im Internet unter 
www.heidelberg.com/hauptversammlung eingesehen werden. 

 
 

 

GESAMTZAHL DER AKTIEN UND STIMMRECHTE 
 

 
Im Zeitpunkt der Einberufung dieser Hauptversammlung (14. Juni 2012) hat die Heidelberger 

Druckmaschinen Aktiengesellschaft insgesamt 234.246.940 Stückaktien ausgegeben; gemäß § 
19 Abs. 1 der Satzung gewährt jede Stückaktie eine Stimme in der Hauptversammlung; somit 

beträgt die Gesamtzahl der Stimmrechte 234.246.940. Am Tag der Einberufung dieser 

Hauptversammlung hält die Gesellschaft 142.919 eigene Aktien, aus welchen der Gesellschaft 
nach § 71b AktG keine Rechte zustehen.

 



VORAUSSETZUNGEN FÜR DIE TEILNAHME AN DER HAUPTVERSAMMLUNG UND DIE 

AUSÜBUNG DES STIMMRECHTS 

 
Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind diejenigen 

Aktionäre berechtigt, die sich unter Vorlage eines Nachweises ihres Anteilsbesitzes mindestens 
sechs Tage vor der Hauptversammlung, also bis spätestens 19. Juli 2012, 24.00 Uhr, unter 

folgender Adresse anmelden: 

 
Heidelberger Druckmaschinen Aktiengesellschaft 

c/o Commerzbank AG 
GS-MO 4.1.1 General Meetings 

60261 Frankfurt am Main 
Telefax +49 (0) 69 / 136 26351 

E-Mail: hv-eintrittskarten@commerzbank.com 

 
Der Anteilsbesitz muss durch eine Bescheinigung des depotführenden Instituts nachgewiesen 

werden. Der Nachweis hat sich auf den Beginn des 21. Tages vor der Hauptversammlung, das 
heißt den 5. Juli 2012, 0.00 Uhr, zu beziehen (sogenannter Nachweisstichtag). Wie die 

Anmeldung muss auch der Nachweis des Anteilsbesitzes der Gesellschaft unter der 

vorgenannten Adresse spätestens am 19. Juli 2012, 24.00 Uhr, zugehen. Die Anmeldung und 
der Nachweis des Anteilsbesitzes bedürfen der Textform und müssen in deutscher oder 

englischer Sprache erfolgen. 
 

BEDEUTUNG DES NACHWEISSTICHTAGS 
 

Der Nachweisstichtag ist bedeutsam für das Recht zur Teilnahme und zur Ausübung des 

Stimmrechts in der Hauptversammlung. Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme 
an der Hauptversammlung oder die Ausübung des Stimmrechts als Aktionär nur, wer den 

Nachweis des Anteilsbesitzes zum Nachweisstichtag erbracht hat. 
 

Personen, die zum Nachweisstichtag noch keine Aktien besitzen und erst danach Aktien der 

Gesellschaft erwerben, werden zwar Aktionär; sie sind jedoch nicht berechtigt, an der 
Hauptversammlung teilzunehmen oder ihr Stimmrecht auszuüben, soweit sie sich insoweit 

nicht bevollmächtigen oder zur Rechtsausübung ermächtigen lassen. Entsprechend hat der 
Erwerb weiterer Aktien durch einen Aktionär nach dem Nachweisstichtag keinen Einfluss auf 

den Umfang des Stimmrechts; maßgeblich ist der Anteilsbesitz des Aktionärs zum 

Nachweisstichtag. Umgekehrt sind Aktionäre, die sich zum Nachweisstichtag ordnungsgemäß 
angemeldet und den Nachweis erbracht haben, auch dann zur Teilnahme an der 

Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts in unverändertem Umfang berechtigt, 
wenn sie alle Aktien oder einen Teil von ihnen nach dem Nachweisstichtag veräußern. Auf die 

Veräußerbarkeit der Aktien hat der Nachweisstichtag deshalb keine Auswirkungen. Für eine 
evtl. Dividendenberechtigung ist der Nachweisstichtag ebenfalls ohne Bedeutung. 

 

VERFAHREN FÜR DIE STIMMABGABE DURCH EINEN BEVOLLMÄCHTIGTEN  
 

Bevollmächtigung eines Dritten 
 

Aktionäre können ihr Stimmrecht durch einen Bevollmächtigten, z. B. durch ein Kreditinstitut, 

eine Vereinigung von Aktionären oder auch eine andere Person ihrer Wahl ausüben lassen. 
Auch in diesem Fall sind eine fristgemäße Anmeldung und ein fristgerechter Nachweis des 

Anteilsbesitzes nach den vorstehenden Bestimmungen erforderlich. 
 

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber 
der Gesellschaft bedürfen der Textform.  

 

Dies gilt nicht für die Bevollmächtigung von Kreditinstituten und Aktionärsvereinigungen sowie 
von in § 135 Abs. 8 und Abs. 10 i. V. m. § 125 Abs. 5 AktG gleichgestellten Instituten, 

Unternehmen und Personen. Diese Bevollmächtigten müssen die Vollmacht nachprüfbar 
festhalten; die Vollmachtserklärung muss zudem vollständig sein und darf nur mit der 



Stimmrechtsausübung verbundene Erklärungen enthalten. Wir bitten daher Aktionäre, die ein 

Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung oder ein anderes der in § 135 AktG gleichgestellten 

Institute, Unternehmen oder Personen mit der Stimmrechtsausübung bevollmächtigen wollen, 
sich mit dem Bevollmächtigten über die Form der Vollmacht abzustimmen. Die Vollmacht darf 

in diesen Fällen nur einem bestimmten Bevollmächtigten erteilt werden. Ein Verstoß gegen die 
vorgenannten und bestimmte weitere, in § 135 AktG genannte Erfordernisse für die 

Bevollmächtigung der in diesem Absatz Genannten beeinträchtigt allerdings gemäß § 137 Abs. 

7 AktG die Wirksamkeit der Stimmabgabe nicht. 
 

Nach ordnungsgemäßer Anmeldung erhalten Aktionäre ein Vollmachtsformular. Die 
Verwendung des Vollmachtsformulars ist nicht zwingend. Die Bevollmächtigung und ihr 

Nachweis können auch auf andere formgerechte Art und Weise erfolgen. 
 

Der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft muss an die folgende Adresse 

übermittelt werden: 
 

Heidelberger Druckmaschinen Aktiengesellschaft 
Vorstandsbüro (CG) 

Kurfürsten-Anlage 52–60 

69115 Heidelberg 

Telefax-Nr. 06221 / 92 - 5078 

E-Mail: hv2012@heidelberg.com 

 
Am Tag der Hauptversammlung stehen dafür ab 08.30 Uhr auch die Registrierungsschalter im 

Congress Center Rosengarten, Rosengartenplatz 2, 68161 Mannheim, zur Verfügung. 

 
Zusätzlich bietet die Gesellschaft unter www.heidelberg.com/hauptversammlung ein 

internetgestütztes System für die Übermittlung des Nachweises der Vollmacht bzw. des 
Widerrufs an. Einzelheiten können Aktionäre den dort aufgeführten Hinweisen entnehmen. 

 

Bevollmächtigt ein Aktionär mehr als eine Person, so kann die Gesellschaft einen oder 
mehrere von diesen zurückweisen. 

 
Bevollmächtigung von der Gesellschaft benannter Stimmrechtsvertreter 

 

Wir bieten unseren Aktionären an, sich nach Maßgabe ihrer Weisungen durch von der 
Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter zur Ausübung ihres Stimmrechts vertreten zu 

lassen. Die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter sind verpflichtet, die 
Stimmrechte der Aktionäre entsprechend den ihnen erteilten Weisungen auszuüben. Ohne 

ausdrücklich erteilte Weisung oder bei nicht eindeutig erteilter Weisung zu den einzelnen 
Punkten der Tagesordnung oder den vor der Hauptversammlung zugänglich gemachten 

Gegenanträgen und Wahlvorschlägen ist eine den Stimmrechtsvertretern erteilte Vollmacht 

ungültig. Die Erteilung der Vollmacht, die Erteilung von Weisungen und deren Änderung, der 
Widerruf der Vollmacht, sowie der Nachweis der Bevollmächtigung oder des Widerrufs 

bedürfen der Textform. 
 

Zur Bevollmächtigung kann das Formular verwendet werden, das den Aktionären nach 

ordnungsgemäßer Anmeldung zugesandt wird. Daneben ist die Bevollmächtigung auch über 
das oben genannte internetgestützte System unter www.heidelberg.com/hauptversammlung 

möglich. Einzelheiten zur Bevollmächtigung von Stimmrechtsvertretern der Gesellschaft über 
das internetgestützte System können die Aktionäre den dort aufgeführten Hinweisen 

entnehmen. 
 

Die Vollmachts- und Weisungserteilung, der Widerruf der Vollmacht sowie die Änderung von 

Weisungen an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter müssen der 
Gesellschaft unter der oben angegebenen Adresse, Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse in 

Textform bis spätestens 24. Juli 2012, 24.00 Uhr zugehen. 
 



In dem unter www.heidelberg.com/hauptversammlung angebotenen internetgestützten 

System ist die Erteilung von Vollmachten und Weisungen an die von der Gesellschaft 

benannten Stimmrechtsvertreter, der Widerruf der Vollmacht und die Änderung von 
Weisungen bis zum 25. Juli 2012, 18.00 Uhr möglich. 

 
Am Tag der Hauptversammlung kann die Vollmacht und die Weisungserteilung an die von der 

Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter, die Änderung von Weisungen sowie der 

Widerruf der Vollmacht an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter in 
Textform auch an den Registrierungsschaltern der Hauptversammlung erfolgen. 

 
Bitte beachten Sie, dass die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter keine 

Aufträge zu Wortmeldungen, zur Einlegung von Widersprüchen gegen Beschlussfassungen 
oder zum Stellen von Fragen oder Anträgen von Aktionären entgegennehmen und dass sie 

nicht an möglichen Abstimmungen über eventuelle, erst in der Hauptversammlung 

vorgebrachte Gegenanträge oder Wahlvorschläge oder sonstige, nicht im Vorfeld der 
Hauptversammlung mitgeteilte Anträge teilnehmen und auch keine diesbezüglichen 

Weisungen erteilen können. 
 

Auch im Fall der Bevollmächtigung eines von der Gesellschaft benannten 

Stimmrechtsvertreters sind eine fristgerechte Anmeldung des Aktionärs und ein fristgerechter 
Nachweis des Anteilsbesitzes des Aktionärs nach den vorstehenden Bestimmungen 

erforderlich. 
 

VERFAHREN FÜR DIE STIMMABGABE DURCH BRIEFWAHL 
 

Aktionäre können ihre Stimmen zu den veröffentlichten Beschlussvorschlägen, auch ohne an 

der Hauptversammlung teilzunehmen, im Wege der Briefwahl abgeben. Auch in diesem Fall 
sind eine fristgemäße Anmeldung des Aktionärs und ein fristgerechter Nachweis des 

Anteilsbesitzes des Aktionärs nach den vorstehenden Bestimmungen erforderlich. 
Briefwahlstimmen, die keiner ordnungsgemäßen Anmeldung zugeordnet werden können, sind 

gegenstandslos. 

 
Nach ordnungsgemäßer Anmeldung erhalten Aktionäre ein Briefwahlformular mit weiteren 

Hinweisen. Die Verwendung des Briefwahlformulars ist nicht zwingend. Die Abgabe von 
Briefwahlstimmen kann auch auf andere Art und Weise erfolgen. 

 

Briefwahlstimmen müssen der Gesellschaft bis zum 24. Juli 2012, 24.00 Uhr unter folgender 
Adresse, Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse zugehen: 

 
Heidelberger Druckmaschinen Aktiengesellschaft 

Vorstandsbüro (CG) 
Kurfürsten-Anlage 52–60 

69115 Heidelberg 

Telefax-Nr. 06221 / 92 - 5078 

E-Mail: hv2012@heidelberg.com 
 

Der Widerruf oder die Änderung bereits erteilter Briefwahlstimmen ist bis zu diesem Zeitpunkt 

auf gleichem Wege möglich. 
 

Das Recht zur Teilnahme an der Hauptversammlung bleibt unberührt. Möchte ein Aktionär 
trotz bereits erfolgter Stimmabgabe durch Briefwahl an der Hauptversammlung teilnehmen 

und seine Aktionärsrechte ausüben oder eine Vollmacht erteilen, so gilt die persönliche 
Teilnahme bzw. Bevollmächtigung als Widerruf der im Wege der Briefwahl erfolgten 

Stimmabgabe. 

 
Auch bevollmächtigte Kreditinstitute, Aktionärsvereinigungen und diesen gemäß § 135 AktG 

gleichgestellte Personen können sich der Briefwahl bedienen. 
 



 

RECHTE DER AKTIONÄRE 

 
Antrag auf Ergänzung der Tagesordnung gemäß § 122 Abs. 2 AktG 

 
Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den 

anteiligen Betrag von 500.000,00 Euro erreichen, können verlangen, dass Gegenstände auf 

die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. Jedem neuen Gegenstand der 
Tagesordnung muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen ist 

schriftlich an den Vorstand zu richten und muss der Gesellschaft mindestens 30 Tage vor der 
Hauptversammlung, also bis spätestens 25. Juni 2012, 24.00 Uhr zugehen. Etwaige 

Ergänzungsverlangen sind schriftlich an folgende Adresse zu übermitteln: 
 

Heidelberger Druckmaschinen Aktiengesellschaft 

Vorstand 
Vorstandsbüro (CG) 

Kurfürsten-Anlage 52–60 
69115 Heidelberg 

 

Später zugegangene Ergänzungsverlangen werden nicht berücksichtigt. 
 

Bekannt zu machende Ergänzungen der Tagesordnung werden unverzüglich nach Zugang des 
Verlangens im Bundesanzeiger bekannt gemacht und solchen Medien zugeleitet, bei denen 

davon ausgegangen werden kann, dass sie die Information in der ganzen Europäischen Union 
verbreiten. Sie werden außerdem unter der Internetadresse 

www.heidelberg.com/hauptversammlung bekannt gemacht. Weitere Einzelheiten zu den 

Voraussetzungen der Ausübung des Rechts und seinen Grenzen sind auf der Internetseite der 
Gesellschaft unter www.heidelberg.com/hauptversammlung unter „Erläuterungen zu den 

Rechten der Aktionäre“ enthalten. 
 

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß §§ 126 Abs. 1, 127 AktG 

 
Aktionäre der Gesellschaft sind berechtigt, Gegenanträge gegen Vorschläge von Vorstand 

und/oder Aufsichtsrat zu bestimmten Punkten der Tagesordnung zu übersenden. Aktionäre 
können auch einen Vorschlag zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von 

Abschlussprüfern übersenden. Gegenanträge müssen, anders als Wahlvorschläge, mit einer 

Begründung versehen sein. Gegenanträge mit Begründung oder Wahlvorschläge müssen der 
Gesellschaft mindestens 14 Tage vor der Hauptversammlung, also bis zum 11. Juli 2012, 

24.00 Uhr, unter der folgenden Adresse zugehen: 
 

Heidelberger Druckmaschinen Aktiengesellschaft 
Vorstandsbüro (CG) 

Kurfürsten-Anlage 52–60 

69115 Heidelberg 

Telefax-Nr. 06221 / 92 - 5078 

E-Mail: hv2012@heidelberg.com 

 

Anderweitig adressierte Gegenanträge und Wahlvorschläge werden nicht berücksichtigt und 
nicht zugänglich gemacht. Die Gesellschaft kann aus den in § 126 Abs. 2 AktG bzw. in § 127 

Satz 1 i. V. m. § 126 Abs. 2 AktG genannten Gründen davon absehen, Gegenanträge und 
Wahlvorschläge zugänglich zu machen; Wahlvorschläge werden zudem nur zugänglich 

gemacht, wenn sie die Angaben nach § 124 Abs. 3 S. 4 AktG und § 125 Abs. 1 S. 5 AktG 
(Name, ausgeübter Beruf und Wohnort der vorgeschlagenen Person und, im Fall des 

Vorschlags von Aufsichtsratsmitgliedern, Angaben zu deren Mitgliedschaft in anderen 

gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten) enthalten. 
 



Zugänglich zu machende Gegenanträge und Wahlvorschläge werden im Internet unter 

www.heidelberg.com/hauptversammlung bekannt gemacht. Eventuelle Stellungnahmen der 

Verwaltung werden ebenfalls unter der genannten Internetadresse veröffentlicht. 
 

Vorab der Gesellschaft fristgerecht übermittelte Gegenanträge und Wahlvorschläge werden in 
der Hauptversammlung nur behandelt, wenn sie dort mündlich gestellt bzw. unterbreitet 

werden. Das Recht eines jeden Aktionärs, während der Hauptversammlung Gegenanträge zu 

den verschiedenen Punkten der Tagesordnung zu stellen bzw. Wahlvorschläge zum relevanten 
Tagesordnungspunkt zu machen, ohne diese vorher der Gesellschaft übermittelt zu haben, 

bleibt unberührt. Weitere Einzelheiten zu den Voraussetzungen der Ausübung des Rechts und 
seinen Grenzen sind auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

www.heidelberg.com/hauptversammlung unter „Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre“ 
enthalten. 

 

Recht der Aktionäre auf Erteilung von Auskünften gemäß § 131 Abs. 1 AktG 
 

Jedem Aktionär ist auf Verlangen in der Hauptversammlung vom Vorstand Auskunft über 
Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit sie zur sachgemäßen Beurteilung des 

Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist. Die Auskunftspflicht erstreckt sich auch auf 

die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu einem verbundenen 
Unternehmen sowie auf die Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss 

einbezogenen Unternehmen. Wir weisen darauf hin, dass der Vorstand von einer 
Beantwortung einzelner Fragen aus den in § 131 Abs. 3 AktG genannten Gründen absehen 

kann. 
 

Weitere Einzelheiten zu den Voraussetzungen der Ausübung des Rechts und seinen Grenzen 

sind auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.heidelberg.com/hauptversammlung 
unter „Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre“ enthalten. 

 
INFORMATIONEN AUF DER INTERNETSEITE DER GESELLSCHAFT 

 

Die Informationen und Unterlagen gemäß § 124a AktG können von der Einberufung der 
Hauptversammlung an unter www.heidelberg.com/hauptversammlung abgerufen werden. 

 
ÜBERTRAGUNG DER HAUPTVERSAMMLUNG IM INTERNET 

 

Sie können die Rede des Vorstandsvorsitzenden direkt über das Internet 
(www.heidelberg.com/hauptversammlung) verfolgen und dort im Anschluss abrufen. Die 

Abstimmungsergebnisse werden wir nach der Hauptversammlung unter der gleichen 
Internetadresse bekannt geben. 

 
Heidelberg, im Juni 2012 

 

Heidelberger Druckmaschinen Aktiengesellschaft 
 

Der Vorstand 
 

 

 
 

 


